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Lehrer, Staat und Öffentlichkeit
Die standesspezifische Formierung des Bildungssystems in der
Revolution von 18481
Zusammenfassung
Im Zentrum des Beitrags stehen nicht die Forderungen und Programme der Lehrer, sondern die
bildungspolitischen Auseinandersetzungen, die 1848 die Spezifik der Beratungen über die Reorga¬
nisation des Bildungswesens in Preußen bestimmt haben. Die Suche nach einer demokratisch legi¬
timen Verfahrensregelung zur Beteiligung aller Lehrer an den Beratungen 1848 hat, so die These,
wesentlich dazu beigetragen, eine hierarchisch differenzierte Ordnung der Lehrertypen zu etablie¬
ren. Im Blick auf Beteiligungsinteressen der Lehrer, staatliche Steuerungsversuche und kritische
Kommentare der öffentlichen Presse zeigt der Beitrag, wie 1848 diese Hierarchisierung der Lehrer¬
typen - parallel zu der des Bildungssystems - eingeleitet wurde.
1. Vorbemerkung
Eine historische Bewertung der Revolution von 1848/49 kann die Akzentuie¬
rung von Ambivalenzen nicht vermeiden. Auf der einen Seite ist ihr Scheitern
unbestritten, auf der anderen Seite sind die in diesem relativ kurzen Ereignis¬
raum entstandenen Entwürfe,Programme und Praxen politischer Öffentlichkeit
und Demokratie fest im Selbstbewußtsein der Folgezeit und im Gedächtnis der
Gegenwart verankert. Das historische Scheitern wie die politische, identitätsstif-
tende Wiederaufnahme kennzeichnen die Revolution von 1848/49 als bedeutsa¬
me historische Zäsur. Anders stellt sich indes die Frage, wenn man den Blick auf
ihre längerfristigen und auch auf die nicht-intendierten Folgen richtet. Ein sol¬
cher Zugang ist zwar mit methodischen Problemen,z.B. solchen der Kausalattri-
buierungen, konfrontiert (Langewiesche 1985, S. 168), gerade für die erzie¬
hungswissenschaftliche Historiographie eröffnet er aber die Möglichkeit, die
Ambivalenzen der „pädagogischen Bewegungen" von 1848/49 jenseits von se¬
lektiven Bilanzierungen und vereinnahmenden Traditionalisierungen zu sehen
und sie dann, wie es hier geschehen soll, als eine zentrale Etappe der Systembil¬
dung des Bildungssystems sozialgeschichtlich zu analysieren.
Es wäre ein eigenes, rezeptions- und wissenschaftsgeschichtlich fruchtbares
Thema zu untersuchen, weshalb die Geschichtswissenschaft zwar zur Revolu¬
tion im allgemeinen so viel an Material zusammengetragen hat, daß man von
1 Der folgende Text ist eine überarbeitete Fassung meines Habilitationsvortrages vom 26.5.1998
am Fachbereich Erziehungswissenschaften der Universität Frankfurt a. M. Das Thema und die
Quellen gehen zurück auf ein von der DFG gefördertes Forschungsvorhaben über „Lehrerver¬
bände und Professionalisierung in Preußen", an dem ich unter der Leitung von H.-E. Tenorth
mitgearbeitet habe. Ich danke ihm sehr für seine kontinuierliche Ermunterung und freund¬
schaftliche Begleitung.
Z.tPäd, 44. Jg. 1998, Nr. 6
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einem „verwirrend differenzierten Revolutionsbild" sprechen kann, aus dem
sich die ,„Erbschaftsverwalter' aller Richtungen" frei bedienen können (Lange¬
wiesche 1981, S. 498), daß aber für die Geschichte von Bildungsproblem und
Lehrerberuf von einem differenzierten Bild kaum gesprochen werden kann.
Noch im 150. Jahr der Revolution kommt die erziehungswissenschaftliche Hi¬
storiographie der „pädagogischen Bewegungen von 1848" nur selten über eine
Beschreibung der Ideen und Programme der Lehrer hinaus. Abgesehen von ei¬
nigen neueren lokal- und regionalgeschichtlichen Arbeiten (z.B. Jungbluth
1995; Wesely 1985) gibt es keine umfassende, auch sozialhistorisch informierte
neuere Studie, sondern nur die Defizitdiagnose: „Eine zuverlässige Gesamtdar¬
stellung liegt noch nicht vor." (Titze 1973, S. 182). Als Gewährsmänner müssen
immer noch ältere Autoren gelten, die die Revolution der Pädagogen in re¬
formpädagogisch inspirierter Emphase (vgl. Appens 1914) oder aus dem ord¬
nungspolitisch gefärbten Blick der Bildungsverwaltung (vgl. Lüttgert 1922)
rekonstruieren. Dies mag damit zusammenhängen, daß eine ideengeschichtlich-
selektive Rezeption der Forderungen und Programme der Lehrer es erlaubt, des
„besseren", des demokratischen Erbes, sich zu vergewissern, eines Erbes, das
Kontinuität und Sinn stiftet.2 Eine sozialgeschichtliche Rekonstruktion fördert
demgegenüber auch Ambivalenzen, Brüche und partikulare standespolitische
Interessen zu Tage (vgl. Tenorth 1981; Kuhlemann 1992; Jeismann 1996, bes.
S. 548ff.; Tenorth 1998). Solche Befunde lassen sich nur schwer in die heroi¬
schen Selbstentwürfe der eigenen Professionsgeschichte einfügen; sie enttäu¬
schen und ernüchtern.
Der folgende Beitrag zielt dennoch auf eine solche sozialgeschichtliche Re¬
konstruktion. Er betont deshalb weniger die „zeremonielle" Seite der bildungs¬
politischen Forderungen und Programme, sondern untersucht die „operative"
Ebene der Politikverläufe, der handlungsbezogenen Pragmatik und ihrer
Begründungen,3 die im Revolutionsjahr die Spezifik der Beratungen über die
„Reorganisation des Bildungswesens" bestimmt haben.4 Im Blick auf profes¬
sionspolitische Interessen, staatliche Steuerungsversuche und kritische Kom¬
mentare in der Öffentlichkeit versucht der Beitrag daher zu zeigen, wie unter
maßgeblicher Beteiligung der Lehrer die Weichen für die Hierarchisierung der
unterschiedlichen Lehrertypen und das gegliederte Bildungssystem des 19. und
20. Jahrhunderts gestellt werden. Diese Weichenstellung, deren Folgen von den
Lehrern eher nicht intendiert waren, ist vor allem Resultat der Suche nach einer
demokratischen legitimen Verfahrensregelung zur Beteiligung aller Lehrer an
den bildungspolitischen Reorganisationsberatungen von 1848. Diese Verfah-
2 Geschichten des Lehrerberufs beschreiben die Aktivitäten der Lehrer in der Revolution von
1848 häufig im Schema von Fortschritt und Reaktion oder als Teil der behördlichen Kontrolle
(z.B. Menzel 1964,S.8ff.;HERRLiTz/HoPF/TiTZE 1981, S.55ff.; Apel 1990;zur Aneignung dieses
„Erbes" in der pädagogischen Geschichtsschreibung der DDR vgl. Rang 1982,S. 76ff.).
3 Die Unterscheidung zwischen formaler Struktur, zeremoniell-legitimatorischer Semantik und
operativ-handlungsbezogener Pragmatik entstammt organisationssoziologischen Konzepten
über „Loosely Coupled Systems" (vgl. Weick 1976; Meyer/Rowan 1977; Kamens 1977, für die
deutsche Diskussion Weick 1985; Terhart 1986; Harney/Keiner 1994).
4 Zur geschichtswissenschaftlichen Problematik, „Revolution als Prozeß" zu beschreiben, vgl.
Berding (1978). Den Begriff „Revolution" verwende ich in einem alltagssprachlichen Sinne
zur Kennzeichnung eines spezifischen historischen Ereignisraumes. Zur historisch-vergleichen¬
den Einordnung vgl. Langewiesche (1985).
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rensprobleme sowie ihre Handhabung, so meine These, haben wesentlich dazu
beigetragen, eine hierarchisch differenzierte Ordnung der Lehrer- und Schulty¬
pen zu etablieren: Die von den Lehrern selbst reklamierte enge Koppelung von
Berufsrang und Schultyp bestimmt die weitere innerpädagogische und politi¬
sche Ordnung und Systembildung der Schule bereits zu einem frühen Zeit¬
punkt. Die 1848 geführten Kontroversen um ein demokratisch legitimiertes Ver¬
fahren der Beteiligung der Lehrer an den Reorganisationsberatungen läßt somit
sich als Ausgangspunkt für den Entwurf und die Entstehung eines differenzier¬
ten, sozial hierarchisierten und selektiven Bildungssystems interpretieren. Wi¬
der die Intentionen der eigenen Programmatik, etwa einer Orientierung der Re¬
form am Einheitsschulgedanken, sind die Lehrer - was in rückblickenden
Heroisierungen in der Regel unterschlagen wird - Mitwirkende an einem Struk¬
turentwurf und Beförderer eines bildungspolitischen Prozesses, mit dem die hi¬
storische Entwicklung des deutschen Bildungssystems hin zum „sozialen Klas¬
senschulsystem" (Müller 1978) grundgelegt wird.
Zur Explikation und Verifizierung dieser These werden in der folgenden
Analyse als historisch relevante Akteure Lehrer aller Schultypen, die Staatssei¬
te, insbesondere das Kulturministerium und nachgeordnete Behörden, sowie die
Öffentlichkeit berücksichtigt. Regional ist der Beitrag auf Preußen begrenzt.
Als Quellen werden vor allem Archivalien des preußischen Kulturministeriums
und ausgewählter Provinzialbehörden sowie einschlägige zentrale und provin-
ziale Tageszeitungen der Jahre 1848/49 herangezogen.Der erste Teil des Beitrags
zeigt noch einmal knapp, wie in den ersten Wochen nach dem 18. März hei den
Lehrern allgemeinpolitische Perspektiven hinter professionspolitische Interes¬
sen zurücktreten und wie die Lehrer diese Interessen zu zentralen Themen, zu
einer Art „Plattform", verdichten. Der zweite Teil befaßt sich mit der Dynamik,




danach" - aufder Suche nach einer Plattform
An den Barrikadenkämpfen um den 18. März in Berlin und an Wachposten und
Patrouillen der Bürgerwehr haben sich auch Lehrer beteiligt (vgl. Hachtmann
1997). Sie stellen einen großen Teil des 400 Mann starken Chores, der am Grabe
der Märzgefallenen die Trauerfeierlichkeiten begleitet.5 Wenige Tage nach dem
18. März rufen die Lehrer öffentlich zur Vereinigung der Standesgenossen auf,
„um die Beschwerden ihrer Mitbürger zu theilen und zu erleichtern" (Vossische
Zeitung Nr. 72 [25.3.1848] 1.Beilage). Schon die Versammlung des Geselligen
Lehrervereins am 26. März aber zeigt die Ambivalenz von allgemein- und pro¬
fessionspolitischem Engagement. Ihr Hauptthema: „Sollen die Lehrer ein eini¬
ges Corps in der Bürgerwehr bilden?", erzeugt heftige Kontroversen. Die Leh-
Vgl. Vossische Zeitung Nr. 71 (24.3.1848); für die Beteiligung an den Barrikadenkämpfen vgl.
StA Potsdam, Pr.Br. Rep. 30, BerlinC, Tit. 94, Lit.H, Nr. 224 (10446), u.a. Bl. 12. Für Baden
schätzt J. Becker (1973), S. 113 - mit allerdings problematischem Verweis auf „amtliche Fest¬
stellungen" - eine Beteiligung von etwa der Hälfte der Lehrer an den Aufständen. Einen rela¬
tivierenden Überblick gibt F. Baumgart (1990), S. 133 ff.
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rer folgen schließlich nicht ihrem Vorsitzenden Koch, der für ein eigenes Leh¬
rercorps plädiert, da es ein geeignetes Mittel sei, „endlich das öffentliche Inter¬
esse auf seine eigenen Interessen zu lenken". Sie votieren zunächst für den
Schulrat Otto Schulz und seine Empfehlung, „sich nicht zu isolieren, vielmehr
eng an den Bürger anzuschließen".5 Schon Anfang April jedoch signalisieren
Bekanntmachungen, Inserate und kurze Mitteilungen in der Berliner Tagespres¬
se, daß die Lehrer beginnen, ihre Aktivitäten professionsspezifisch zu organisie¬
ren. Die klassische Trennung in „niedere" und „höhere" Lehrer bleibt dabei
erhalten. Abgesehen von wenigen Versammlungen, die Lehrer aller Kategorien
vereinen, bleiben die einzelnen Lehrergruppen unter sich. Ab Mitte bis Ende
April verbreiten sich dann die Lehrerversammlungen auch über ganz Preußen.
Einzelinitiativen zu ersten programmatischen Erklärungen wie die des Gym¬
nasialdirektors Friedrich Kapp in Hamm gehen voraus. Am 31. März erscheint
mit 30 Paragraphen sein berühmter „Aufruf zur Umgestaltung der deutschen
National-Erziehung" (Kapp 1848).7 Dieser Aufruf wird jedoch von den Lehrern
in ihren Versammlungsprotokollen und Forderungskatalogen kaum rezipiert.8
Es mangelt ihm an bildungs- und interessenpolitischer Konkretion. Auch der
vom Seminarlehrer Hintze aus Berlin verfaßte Entwurf von allgemeinen bil¬
dungspolitischen Forderungen wird auf der Tivoli-Versammlung am 26. April
6 Für diesen Vorgang vgl. den Brief von C. Mücke in A. Böhme (1889), S. 339f. Mücke selbst war
vor seiner Emigration 1849 aktiv in der Berliner Lehrerbewegung tätig; er gehörte zum Komi¬
tee der Allgemeinen Lehrerversammlung Berlins (vgl. Vossische Zeitung Nr. 192 [19.8.1848]
1. Beilage) und zum provisorischen Komitee des Provinzial-Lehrer-Vereins für Brandenburg
(vgl. Vossische Zeitung Nr. 261 [8.11.1848] 2. Beilage). Er wird als 1. Deputierter der 2. Berliner
Lehrerparochie für die Provinzialkonferenz gewählt und ist bekannt als „Volksschriftsteller
Dr. Mücke" (vgl. Düsseldorfer Zeitung Nr. 197, S. 2). Seine schulpolitische Position vertritt
Mücke in dem Artikel „Zwei Forderungen der künftigen Volksschule" in der Vossischen Zei¬
tung Nr. 201 (30.8.1848) 2. Beilage. Sein Bruder, der Gesangslehrer Mücke, zählte zu den De¬
mokraten und wurde observiert und verfolgt (vgl. StA Potsdam, Pr.Br., Rep. 30, Berlin C.Tit.
94, Lit.M, Nr. 341 (11665), S. 18f.). Zur Geschichte des Berliner Lehrervereins und seiner Vor¬
gänger vgl. C.Uhug (1997).
7 Die erste Auflage ist abgedruckt in H. König (1971), S. 93-100; Teile des Aufrufs erscheinen auf
der Titelseite der Nationalzeitung Nr. 20 (20.4.1848). Der Aufruf wird, um 11 Paragraphen
erweitert, am 22. Mai ein zweites Mal aufgelegt (vgl. König 1971, S. 288-292).
8 König (1971, S. 25 f.), konstatiert die kontroverse Einschätzung der Wirkungen dieses Aufrufes
und stützt sich mit der Behauptung, daß er von weitreichendem Einfluß gewesen sei, u.a. auf
Kapps eigene Bemerkung, infolge des „Aufrufes" seien in seiner Hand „alle Fäden der freien,
durchaus gesetzlichen Reformbestrebungen des höheren Unterrichtswesens" zusammengelau¬
fen (Knape 1940,zit.nach König 1971,S. 26). Diese Bewertung bedarf der Differenzierung (vgl.
auch Apel 1990): Wie die Protokolle der preußischen Lehrerkonferenzen an höheren Schulen
belegen, stützt sich der Einfluß Kapps weniger auf den „Aufruf" als a) auf den wesentlich kon¬
kreteren und eindeutig interessenpolitischen Bericht über die am 26., 27. und 28. April in
Hamm stattgefundene Versammlung des höheren Lehrerstandes der Provinz Westfalen, b) auf
die daraus hervorgegangene Adresse vom 28.4.1848 und c) auf die „Denkschrift betreffend die
Gehaltsverbesserung der Lehrer an den westfälischen höheren Bildungsanstalten" vom 27.4.
1848.Diese Schriftstücke sind auch mehrfach in den Akten des Preußischen Kultusministerium
zu finden (z.B.GSTA Berlin Rep76,VI,Sect. l,Gen.z,Nr.63h,S. 27-30;Nr. 63,vol. LS. 51 ff.).
Explizit rezipiert werden diese Texte aus Hamm von mehreren Lehrerkollegien,z.B. von Gym¬
nasium und Realschule in Duisburg am 4.7.1848 (ebd. Nr. 63i, S. 33-36), vom Lehrerkollegi¬
um des Gymnasiums Guben am 3.7.1848 (ebd. Nr. 63f,S. 56ff.), vom Lehrerkollegium des Klo¬
sters in Roßleben am 29.6.1848 (ebd. Nr. 63 g, S. 46), vom Kollegium des Gymnasiums in
Bromberg am 22.6.1848 (ebd. Nr. 63c, S. 29) oder vom Kollegium des Gymnasiums in Neu-
Ruppin(ebd.Nr.63f,S. 80).
Keiner: Lehrer, Staat und Öffentlichkeit 813
nur in modifizierter und ergänzter Fassung als Petition verabschiedet. Beson¬
ders die Landlehrer drängen auf ein „Sofortprogramm", das sich besonders auf
die Verbesserung der Ausbildung und der (materiellen) Lehrerverhältnisse be¬
zieht und zeigt, wo den Lehrern „zuerst der Schuh drückt" (Tenorth 1981,
S. 60). Diese Petition wird dann auch von vielen, größtenteils „niederen" Leh¬
rern übernommen.9
Die Berichte und Kommentare der Presse im Vor- und Umfeld der Tivoli-
Versammlung sind durchaus skeptisch. Insbesondere die Forderung nach Anhe¬
bung der Besoldung führt zu öffentlicher Kritik an „Sonderinteressen der Leh¬
rer"10, die die Lehrer schließlich zu öffentlichen Verzichterklärungen nötigt."
Brandenburger Lehrer „wollen gern darben, bis der Staat sich geholfen".12 Auch
aus anderen Provinzen melden sich jetzt Lehrerstimmen, die das Petitionieren
der Lehrer um Besserstellung für „unzeitig, selbstsüchtig und eigennützig" hal¬
ten, die „erst die politischen Fragen" geklärt wissen wollen und sogar bereit
sind, sich an Staatsanleihen zu beteiligen oder Steuern zu zahlen.13
9 Der Entwurf von Hintze datiert Mitte April und ist das Ergebnis von Beschlüssen der „Berli¬
ner Lehrergesellschaft" (Abdruck von Entwurf und Tivoli-Petition an die preußische National¬
versammlung in König 1971,S. 101-111 bzw. S. 113-128; Kommentar S. 33-36). Laut Nackes
Pädagogischem Jahresbericht 4 (1849), S. 3, nahmen ca. 600 Lehrer „aller Kategorien" an der
Versammlung teil; in der Düsseldorfer Zeitung spricht deren Berliner Korrespondent „von
circa 300 auswärtigen Lehrern, außer dem hiesigen (Berliner,E. K.) Lehrpersonal" (Düsseldor¬
fer Zeitung Nr. 120 [30.4.1848], S. 1). Die Verbereitung des Entwurfs und der Beschlüsse ist
nicht zuletzt der Presse zu verdanken, die die einzelnen Forderungen druckt, kommentiert und
über den Inseratenteil kritisch begleitet (vgl. u.a. Vossische Zeitung Nr. 93 [19.4.1848] 1. Beila¬
ge; National-Zeitung Nr. 19 (19.4.1848) Beiblatt (Entwurf); National-Zeitung Nr. 36 (8.5.
1848) Beiblatt (Petition); Vossische Zeitung Nr. 92 (18.4.1848); ebd. Nr. 102 (3.5.1848) 1. Bei¬
lage; ebd. Nr. 106 (7.5.1848) 2. Beilage (Kommentare).
10 Vossische Zeitung Nr. 92 (18.4.1848). Vgl. auch Barmer Zeitung Nr. 128 (8.5.1848)Titelseite.
11 Anlaß hierfür ist auch die Kritik an „unzeitgemäßen" Forderungen der Lehrer durch den
Schulrat der Regierung zu Potsdam und Mitherausgeber des halbamtlichen Schulblatts für die
Provinz Brandenburg Striez. Vgl. Vossische Zeitung Nr. 95 (21.4.1848) 1. Beilage; ebd. Nr. 99
(28.4.1848) 1. Beilage; ebd. Nr. 152 (4.7.1848) 1. Beilage. Vgl. auch das Inserat „Mehrere Leh¬
rer der Provinz" in der Vossischen Zeitung Nr. 97 (26.4.1848) 2. Beilage; National-Zeitung Nr.
22 (22.4.1848); Vossische Zeitung Nr. 96 (23.4.1848) 1. Beilage; vgl. auch ebd. Nr. 94 (20.4.
1848) 1. Beilage. Auf die Seite von Striez stellen sich aber auch Lehrer. Vgl. Vossische Zeitung
Nr. 123 (28.5.1848) 2. Beilage; ebd. Nr. 131 (8.6.1848) 2. Beilage; vgl. auch ebd. Nr. 98, (27.4.
1848) 1. Beilage;Nr. 134 (11.6.1848) 1. Beilage;Nr. 127 (3.6.1848) 2. Beilage.
12 So der spätere Deputierte der Lehrer des Jüterbog-Luckenwalder Kreises, W. Steinert, in der
Vossischen Zeitung Nr. 97 (26.4.1848) 1. Beilage.
13 „Zur Lehrer-Petitionsfrage". In: Schaluppe zum Danziger Dampfboot Nr. 60 (18.5.1848),
S. 477. Auch die Lehrer der Berliner Armenschule und der höheren Bürgerschulen bieten der
Staatskasse 1-3 Tageseinnahmen ihres Gehalts an (vgl. Vossische Zeitung Nr, 99 [28.4.1848]);
vgl. auch den Aufruf an alle preußischen Lehrer, die mit 5 sgr. zur Staatsanleihe beitragen sollen
(Breslauer Zeitung Nr. 119 [23.5.1848] 2. Beilage, S. 1301). Lehrer erklären sich darüber hin¬
aus bereit, auf ihr Privileg der Steuerbefreiung zu verzichten und keine weiteren Einkommens¬
ansprüche zu stellen, „bis dahin, daß diese Reorganisation ins Leben treten kann". So etwa die
Gymnasiallehrer aus Soest, der später demokratischer Umtriebe verdächtigte Lehrer Beelitz
aus Seehausen in der Vossischen Zeitung Nr. 92 (14.4.1848) 1. Beilage. (Vgl. StA Potsdam,
Pr.Br., Rep.2A, II, Gen.Nr. 729, S. 18,32, oder der Oberlehrer Dr. Funk vom Gymnasium zu
Culm in der Vossischen Zeitung Nr. 100 [29.4.1848] 2. Beilage). Ebenso erklären 20 Lehrer der
Ost- und Westprignitz, daß sie sich, „wenn uns das von uns verdiente Schulgeld ohne allen
Abzug ausgezahlt werde, bis dahin, daß diese Reorganisation ins Leben treten kann, mit unse¬
rem Einkommen begnügen und bereit erklären wollen, von diesem unserem geringen Einkorn-
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Schon ab Anfang Mai allerdings sind solche Ambivalenzen zwischen Leh¬
rern als Bürgern und Lehrern als Berufsgruppe kein Thema mehr. Die Lehrer
verfügen mittlerweile über eine „Plattform", die die zentralen Themen des Be¬
rufsstandes festhält. Die darauf bezogenen Forderungen variieren nun je nach
lokalen, regionalen, konfessionellen und lehrergruppenspezifischen Verhältnis¬
sen.14 Für einen knappen Überblick über die zentralen Forderungen, wie sie in
den vielen mehr oder weniger umfangreichen Resolutionen der verschiedenen
Lehrergruppen im April und Mai zutage treten, bietet sich noch immer der For¬
derungskatalog der Tivoli-Versammlung an.
1) Die Reorganisation der Behörden intendiert die Übernahme der Leitung und Aufsicht des
Schulwesens durch die Profession selbst. „Selbstbestimmung", „Fachlichkeit" und „Beteili¬
gung" sollen sich realisieren a) durch ein eigenes Unterrichtsministerium, b) durch Provinzial-,
Bezirks- und Kreisbehörden aus dem Lehrerstand, c) durch die Aufhebung geheimer diszipli¬
narischer und amtlicher Kontrolle in Form der Konduitenlisten und d) durch die Partizipation
der Lehrer an der lokalen Schulverwaltung und an EntScheidungsprozessen der Behörden
über regional gegliederte Lehrerkonferenzen und Schultage oder - bei höheren Lehrern -
durch eine „kollegialische Verfassung" des Lehrerkollegiums analog derjenigen der Richter.
2) Die Forderungen zur Reorganisation der Schulen gehen von einer noch relativ unbestimmten
„einheitlichen", d.h. „organischen" Gliederung des gesamten Schulwesens aus, bestehen auf
der Staatlichkeit des Unterrichtswesens, die den Lehrer als Staatsbeamten einschließt, und the¬
matisieren besonders die Spezifika der Differenzen der einzelnen Schultypen und ihrer Lei¬
stungen.
3) Die Reorganisation der Lehrerbildung, seit jeher ein entscheidendes Kriterium für die Unter¬
scheidung von höheren und niederen Lehrern, wird schon in der Frühphase der Diskussion
nicht einheitlich erörtert. Für die höheren Lehrer ist die Lehrerbildung bereits universitär ge¬
regelt; sie planen vornehmlich eine verbesserte praktische Ausbildung der Kandidaten. Die
„niederen" Lehrer thematisieren zwei Probleme: die Zugangsvoraussetzungen zum Lehrerbe¬
ruf und die institutionelle Verankerung der Ausbildung. Unumstritten wird als Zugangsvorau¬
ssetzung der Abschluß einer höheren Bildung gefordert, während neben der Ausbildung an
einer der Universität angegliederten Lehrerbildungsanstalt auch die Ausbildung an herkömm¬
lichen, jedoch verbesserten und umgestalteten Seminarien favorisiert wird.
4) Bei der Reorganisation der Lehrerverhältnisse nimmt neben der Forderung nach dem Status
eines Staatsbeamten die Verbesserung der Besoldung, der Pension und der Reliktenversorgung
eine zentrale Stelle ein. Für die Beförderung in höheren Stellen sollen als Kriterien „Tüchtig¬
keit", für höhere Gehälter „Amtstreue und Dienstzeit" gelten. Besonders die höheren Lehrer
diskutieren zusätzlich das Verhältnis der Kollegien zum Direktor und die Entscheidungskom¬
petenz in inneren Schulangelegenheiten,die den Lehrerkonferenzen übertragen werden sollen,
und sie lehnen Titulaturen, die keine Amtstitel sind, ab.
Einig sind sich schließlich alle Lehrer, daß es einer ausgedehnten Versamm-
lungs- und Vereinstätigkeit bedarf, um die einzelnen Forderungen zu diskutie¬
ren, zu komplettieren und zu vereinheitlichen, um so ihre Repräsentativität für
die einzelnen Lehrergruppen oder den gesamten Lehrerstand sichern und die
Forderungen als Forderungen „der Lehrer" dem Ministerium, der Nationalver¬
sammlung und der Öffentlichkeit vorlegen zu können. Bevor es den Lehrern
aber gelingt, die bunte Vielfalt von Ideen, Vorschlägen und Forderungen aus den
ersten Wochen der Revolution zu vereinheitlichen, öffentlich zu artikulieren
men auch nach Verhältnis eine Steuer dem Staate zu zahlen" (Vossische Zeitung Nr. 106 [7.5.
1848] 2. Beilage).
14 Auf die inhaltliche Heterogenität der in Lehrerversammlungen gefaßten Beschlüsse verweist
schon R. Rissmann (1908),S. 39;vgl.auch R.Böllino (1978),S. 33.
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und sich selbst zu organisieren, gibt das Ministerium durch die Einberufung
amtlicher Konferenzen dem Verlauf der Ereignisse eine neue Wendung.
3. Die amtlichen Konferenzen
Handlungsdruck entstand für den neuen Kultusminister15, Graf von Schwerin,
zunächst durch die Preußische Nationalversammlung und ihre Absicht, ein all¬
gemeines Unterrichtsgesetz zu verabschieden, sowie durch die Presse und ihre
allgemeine Kritik an der Untätigkeit der Behörden. Der Minister mußte aber
auch etwas unternehmen, um die bereits bestehenden vielfältigen Aktivitäten
und Forderungen der Lehrer unter den Prämissen ihrer amtlich definierten Auf¬
gabe zusammenzuführen, ohne den Anschein zu erwecken, er würde sich dabei
des allenthalben gebrandmarkten Stils behördlicher Ignoranz und polizeistaat¬
licher Kontrollen der alten EiCHHORNSchen Kultusverwaltung der 40er Jahre be¬
dienen.
Ein heikles Problem! Die Akten belegen Initiativen der Zentralbehörden
erst ab Anfang Mai. Am 31.5.1848 ordnet der Kultusminister für die niederen
Lehrer und am 8.6.1848 für die höheren Lehrer erstmals eine „freie, aber ord¬
nungsmäßige Berathung" über die Reorganisation des Unterrichtswesens an.
Der Minister berücksichtigt die Lehrer dabei als Amtspersonen nach der Maß¬
gabe seines eigenen Kompetenzbereichs und der behördlichen Aufsichtsstruk¬
tur. Dieser „Amtslogik" setzen die Lehrer eine „Professionslogik" entgegen. Ihr
Beteiligungsinteresse und ihr Interesse, die amtlichen Beratungen selbständig
zu führen, stützen sie auf den Anspruch auf professionelle Autonomie, d.h. auf
Sach- und Fachkompetenz, und auf ihrer Rolle als Anwälte von Schule und
Volksbildung.
Diese unterschiedlichen Perspektiven zeitigen heftigste Kontroversen. Die
Lehrer erwarten vom Staat die formale Garantie, die Beratungen in professio¬
neller Autonomie und repräsentativer Beteiligung durchführen zu können. Von
der Öffentlichkeit erwarten sie die Anerkennung ihrer Kompetenz. Entspre-
15 Zum Personalbestand des Kultusministeriums während der Revolution vgl. Lüttgert (1924),
S. 40ff.; Lüdicke (1918). Eichhorn, seit 8.10.1840 preußischer Unterrichtsminister, mußte am
18. März 1848 seinen Platz räumen, Am 19.3.1848 wurde Graf von Schwerin-Putzar Kultus¬
minister. Er galt als Liberaler (und war mit der Tochter Schleiermachers verheiratet). Auf¬
grund von Konflikten zwischen Nationalversammlung und Regierung trat er am 20.6.1848 zu¬
rück und wurde am 26.6.1848 von Rodbertus, einem Führer der Linksliberalen in der
preußischen Nationalversammlung, abgelöst, der schon nach sieben Tagen, am 3.7., wegen po¬
litischer Differenzen zurücktrat. Verhandlungen mit dem Philosophieprofessor und Hegelianer
Karl Rosenkranz um Übernahme des Ministeriums sind an dessen unschlüssiger Haltung
gescheitert. Daraufhin übernahm Ladenberg - auf eigenen Wunsch zunächst kommissarisch -
das Kultusministerium. Er wurde am 8.11. definitiv zum Kultusminister ernannt und amtierte
bis zum 19.12.1850. Dann wurde er von von Raumer abgelöst. Ladenberg war seit 1839 als
Direktor in der Unterrichtsabteilung des Kultusministeriums tätig und zusätzlich seit 1843 auch
außerordentlicher Regierungsbevollmächtigter an der Berliner Universität. Wie er blieben die
Direktoren und Vortragenden Räte-mit Ausnahme von Eilers - nach dem 18. März 1848 im
Amt. Der Personalbestand wurde nicht erweitert. Als Räte der Unterrichtsabteilung dienten:
Johannes Schulze für die Universitäten, Brüggemann für die katholischen, Kortüm für die
evangelischen höheren Schulen, Stiehl für die Seminare und, nach Eilers' Entlassung,auch für
das niedere Schulwesen.
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chend sollen von den Beratungen andere staatliche Funktionsträger ebenso
ausgeschlossen bleiben wie Personen des öffentlichen Lebens.
Der Staat, vertre¬
ten durch das Ministerium, besteht hingegen auf der Amtlichkeit, die die be¬
hördliche Kontrolle sichert. Die Öffentlichkeit wiederum achtet besonders auf
das Verhältnis von bildungspolitischen Perspektiven, undemokratischen Rege¬
lungen der Verwaltung und partikularen Standesinteressen
der Lehrer.
Die Konflikte entzünden sich allerdings weniger an bildungspolitischen For¬
derungen, wie sie die Lehrer in vielen Protokollen, Petitionen
und Erklärungen
vorgetragen hatten, sondern an den Voraussetzungen
ihrer legitimationsfähigen
Artikulation, d. h. an den Verfahrensschritten der repräsentativen Beteiligung
der Lehrer. Bildungspolitische Inhalte, so könnte man überspitzt formulieren,
werden im Medium von Verfahrensfragen kleingearbeitet. Die Spezifik der
Schultypen und ihrer Lehrer, die unterschiedlichen Aktions-
und Reaktionsfor¬
men des Ministeriums und die öffentliche Kritik der Presse modifizieren und
gewichten in je besonderer Weise die Problemkonstellationen.
Die spätestens
seit Beginn des 19. Jahrhunderts etablierte Primärdifferenzierung des Bildungs-
systems in „niedere" und „höhere" Schulen und diesen zurechenbare
Lehrer
(vgl. Herrlitz/Hopf/Tttze 1981, S. 35 ff.; Apel 1990, S. 339) dient auch
in der
Revolution von 1848 als basales Ordnungsschema. Für das organisatorisch rela¬
tiv eindeutig definierte Elementarschulwesen und die „niederen" Lehrer ist der
Widerstand gegen behördliche Verfahrensvorgaben für die Beratungsbeteili¬
gung gleichbedeutend mit dem Kampf für professionelle Anerkennung
und die
Abwehr fachfremder Kontrolle. Die historische Vielfalt der Schulformen „ober¬
halb" des Elementarschulwesens sperrte sich hingegen repräsentativen, legiti¬
mationsfähigen Beteiligungsregelungen für ihre Lehrer. Der Widerstand dieser
Lehrer gegen Vorgaben der Behörden zielt deshalb in erster Linie
- vermittelt
durch Prozesse der Ausgrenzungund Einschließung- auf die binnendifferenzie¬
rende und -hierarchisierende Ordnung von Schul- und Lehrerkategorien. Vor
dem Hintergrund repräsentativdemokratischerVorstellungen und in Auseinan¬
dersetzung mit staatlichen Vorgaben verdichten die Lehrer bildungspolitische
Perspektiven zu professions- und statusspezifischen Interessen. Im Medium der
Auseinandersetzungen über Regeln der Beteiligung an den Reorganisationsbe¬
ratungen definieren sie selbst
- parallel zu „ihren" Schulen - ihren professionel¬
len Status und ihre hierarchische Ordnung.16 Sie tragen damit wesentlich zur
Systembildung bei und präformieren den historischen Entwicklungspfad des
deutschen Bildungssystems hin zum dreigliedrigen Schulsystem.
3.1 Die niederen Lehrer
Unter deutlichem Hinweis auf die Unzufriedenheit mit den bisherigen Ver¬
sammlungen und Petitionen der Lehrer und mit dem Versprechen auf ein allge¬
meines Unterrichtsgesetz fordert der Kultusminister mit Erlaß vom 31. Mai
1848 die niederen Lehrer auf, zu Beratungen zusammenzutreten. Zugleich sol¬
le Zum Problem pädagogischer Autonomie in historischer Perspektive und den entpolitisieren¬
den Tendenzen des Begriffs vgl. H.-E.Tenorth (1989).
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len Delegierte gewählt werden, die dann auf einer Provinzialkonferenz die Er¬
gebnisse der Kreislehrerkonferenzen vertreten, beraten und zusammenfassen.17
Das Beratungsprinzip, orientiert am Modell der Urwahlen, sichert die Betei¬
ligung aller Volksschullehrer und findet bei Lehrern und Öffentlichkeit zunächst
hoffnungsvolle Zustimmung.18 Getrübt werden diese Hoffnungen jedoch durch
den „amtlichen Haken" in dem Beratungsverfahren.19 Zwar hatte der Minister
- in einer ungewöhnlichen Anordnung - nicht den Schulinspektoren, die als
Geistliche bislang die Leitung aller amtlichen Konferenzen übernommen hat¬
ten, sondern den Landräten den Vorsitz übertragen. Der Preußische Staatsan¬
zeiger und in Folge auch die Tagespresse paraphrasierten den Erlaß jedoch nur
ungenau und sprachen von Beratungen unter dem „Vorsitz der Landräthe und
Schulinspektoren".20 Heftigste Proteste der Lehrer gegen den Vorsitz besonders
der Schulinspektoren waren die Folge dieser Ungenauigkeit.21 In ganz Preußen
fordern deshalb die Lehrer freie Meinungsäußerung und die Wahl eines Vorsit¬
zenden aus ihrer Mitte.
Am 26.6.1848 reagiert der Kultusminister auf die Proteste der Elementar¬
lehrer, sieht sich aber nicht veranlaßt, seinen ursprünglichen Erlaß zu ändern. Er
hält aber drei für die Einschätzung des Ministeriums zentrale Argumente fest:
Zum einen bleibt er strikt bei der Unterscheidung von freiem Versammlungs¬
recht und der Pflicht, angeordneten Konferenzen - in welcher Form auch immer
- Folge zu leisten. Zum anderen hält er die bisherigen Organisationsversuche
der Lehrer für zu instabil und in ihrer Themenwahl zu selektiv. Und, drittens,
weist er Bestrebungen der Lehrer, amtliche Beratungen als Beratungen in pro¬
fessioneller Autonomie zu definieren, mit dem Hinweis auf die zu erwartende
Verfassung zurück.22 Nachdem jedoch die Preußische Nationalversammlung
sich auf Antrag des Rektors und Abgeordneten Mätze mit dem Problem
der Meinungsfreiheit der Lehrerberatungen befaßt hatte (vgl. Appens 1914,
S. 159ff.), erklärt sich der Minister am 17.7.1848 doch noch zu einem wesentli¬
chen Zugeständnis bereit. In den Provinzialkonferenzen soll ein aus der Mitte
der Delegierten gewählter Lehrer den Vorsitz führen.
Schon für die Kreiskonferenzen, die in den Monaten Juni und Juli abgehal¬
ten werden, entwickeln die Lehrer strategischen Einfallsreichtum, um die be-
17 „Die sämmtlichen Lehrer der öffentlichen Elementar- und solcher städtischen Schulen eines
jeden landräthlichen Bezirks, die nicht Progymnasien und zu Entlassungsprüfungen berechtig¬
te höhere Bürger- und Realschulen sind, treten an einem von dem Kreislandrath zu bestim¬
menden Tage unter dem Vorsitz des letzteren und mit Zuziehung der in dem Kreise vorhande¬
nen Schul-Inspectoren zu einer Berathung zusammen." Erlaß des Kultusministeriums vom 31.
5.1848, z. B. in StA Koblenz 403/10393, S. 1 -4; Zitat auf S. 2.
18 „Was kann man mehr verlangen! Gott, welche Zeit gegen früher! Jetzt sind gewiß alle Petitio¬
nen der Lehrer unnütz" (Schaluppe zum Danziger Dampfboot Nr. 71 [13.6.1848], S. 567).
19 Als süffisante Kommentierung vgl. Tante Voss mit dem Besen Nr. 3 (2.7.1848), S. 11.
20 Vgl. die Abdrucke aus dem Preußischen Staatsanzeiger in der National-Zeitung Nr. 64 (6.6.
1848); Neue Rheinische Zeitung Nr. 7 (7.6.1848); Breslauer Zeitung Nr. 130 (6.6.1848), S.
1422; Barmer Zeitung Nr. 157 (7.6.1848).
21 Besonders energische Proteste kommen aus Schlesien. Vgl. Breslauer Zeitung Nr. 141 (20.6.
1848) 1. Beilage, S. 1566; Breslauer Zeitung Nr. 135 (11.6.1848) Beilage, S. 1488.
22 „Sollte aber den beregten Anträgen die Ansicht zu Grunde liegen, daß die Volksschule eine sich
selbst regierende werden möge, so wird zuvörderst abzuwarten sein, was in dieser Beziehung
auf verfassungsmäßigem Wege wird festgesetzt werden." Erlaßabdruck in der National-Zei¬
tung Nr. 85 (28.6.1848); Vossische Zeitung, Nr. 147 (28.6.1848); Barmer Zeitung Nr. 178, S. 2.
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schränkenden Bedingungen, die der Minister ihnen auferlegt hatte, zu umgehen.
Im Vorfeld werden vielerorts Protest- und besonders freie Vorversammlungen
organisiert und öffentlich angekündigt,um die Themen und das Vorgehen in den
amtlichen Konferenzen festzulegen. Ein Vorschlag geht sogar so weit, die amtli¬
chen Kreiskonferenzen nur als „notwendige Brücke" zu interpretieren, sich
-
mit Ausnahme der „äußere(n) Lage der Lehrer" - aller Diskussionen über in¬
haltliche Fragen zu enthalten und nur zwei Anträge zu stellen: 1. „eine organisch
gegliederte Conferenzverfassung" und 2. „Selbstgesetzgebung und Selbstregie¬
rung der Schule in Sachen des inneren Lebens". Dies sei ausreichend für
einen
„völlig gesicherten Boden, auf welchem wir für den weiteren Ausbau durch freie
Berathung unter uns und durch Vereinbarung mit den übrigen Gliedern des
Staats eine gesegnete Wirksamkeit ausüben können".23
In vielen Fällen werden in den Kreiskonferenzen förmliche Proteste gegen
die Reskripte des Kultusministers vorgetragen. In manchen Konferenzen wird
eine vorbereitete Vorlage ohne weitere Diskussion von den versammelten Leh¬
rern nur überreicht, andere tragen einzelne Punkte vor, verzichten auf eine De¬
batte und bestätigen die Vorlage per Abstimmung ein zweites Mal, wieder ande¬
re beschränken sich auf eine knappe, ergänzende Erläuterung besonders zum
Problem des Verhältnisses von Schule und Kirche; und schließlich werden auch
Petitionen und Denkschriften nur als „Grundlage" herangezogen, um sie dann
zu diskutieren, zu erweitern, zu ergänzen, zu ändern oder in Teilen zu verwerfen
oder Anträge neu zu stellen.
Mittlerweile aber hatte bereits die Verfassungskommission die Schulartikel
des Verfassungsentwurfs angenommen und dabei auch die Rechte der Gemein¬
den an der Schule festgeschrieben (vgl. Lüttgert 1924, S. 182ff; Clausnit-
zer/Rosin 1909, S. 154f.). Die Lehrer sehen sich vom Kultusminister und der
Volksvertretung getäuscht und übergangen. Sie fordern erneut eindringlich:
„Die Schule muß aber Staatsanstalt werden!"24 und verlangen die schleunigste
Einberufung der Provinzialkonferenzen. Eine schnelle Einberufung der Provin-
zialkonferenzen soll auch dazu beitragen, „dem wühlerischen, lieblosen Treiben
der Schulfeinde einen Damm entgegen zu setzen und ... zu verhüten, daß der
Lehrerstand immer mehr und mehr der öffentlichen Verachtung preis gegeben
wird".25
Unter den Auspizien der einsetzenden Reaktion und mit der wiedergewon¬
nenen Macht des Ministeriums werden am 15.7. die dreitägigen Provinzialkon¬
ferenzen einberufen. Konflikte entzünden sich nun nicht mehr an dem Problem
der Fachlichkeit und professionellen Autonomie der Verhandlungsleitung - dies
scheint zufriedenstellend geregelt zu sein -, sondern an der Plazierung der Leh¬
rerdeputierten in der Hierarchie der Staatsbeamten. Das Konfliktmedium sind
die Reisekosten und Tagegelder. Das den Deputierten bewilligte Tagegeld von
20 sgr. erschien den Lehrern, aber auch manchen Fürsprechern als zu gering26, so
23 So inseriert Lehrer Neuhaus, Oranienburg, am 19.6.1848 in der National-Zeitung Nr. 79 (22.6.
1848) Beiblatt. Kritisch dagegen votiert die Kreiskonferenz der Lehrer des Niederbarnimschen
Kreises in der National-Zeitung Nr. 86 (29.6.1848) Beiblatt,
24 National-Zeitung Nr. 104 (17.7.1848); im Original fälschlich 17.6.1848.
25 So der Deputierte des Düsseldorfer Kreises, Engels, am 1.8.1848 an die Regierung (HStA
Koblenz 403/10393, S. 187).
26 Der Landrat von Wiedenbrück schlägt 1 Th. 10 sgr. vor (vgl. StA Detmold Ml IIB, Nr. 2, S. 16),
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daß nach einer Reihe von Protesten der Lehrer der Tagegeldsatz auf 1 Thlr.
deutlich angehoben wird.27 Mit dieser Regelung sind die meisten Lehrer zufrie¬
den, plaziert sie diese doch in Ränge, die vorher Polizeiinspektoren und Kreis¬
wundärzte belegt hatten. Nur die Lehrer im Regierungsbezirk Liegnitz gehen
weiter und setzen die Diätenfrage als Instrument zur Darstellung ihres Standes¬
bewußtseins ein. Sie fordern gleich zwei Thaler Tagegeld, einen Satz, der bisher
für Superintendenten, Kreisschulinspektoren, Universitätsprofessoren, Gymna¬
sial- und Seminardirektoren vorgesehen war. Zugleich erklären sie, falls ihre
Forderung nicht anerkannt würde, ihren Verzicht auf jegliche Diäten.28
Neben solchen Symbolisierungen professionellen Selbstbewußtseins gewin¬
nen - wie schon bei den Kreiskonferenzen teilweise erprobt - auch für die Pro-
vinzialkonferenzen der Lehrer Strategien der Durchsetzung autonomer und
einheitlicher Problemdefinitionen eine besondere Bedeutung. Erneut nutzen
die Lehrer Vorversammlungen, um festzulegen, „bei welchen Fundamental-An¬
trägen nothwendig Einer für Alle und Alle für Einen zu stehen hätten" (Scha¬
luppe zum Danziger Dampfboot Nr. 98 [15.8.1848], S. 781 f.). Die Konferenzen
selbst verlaufen ohne größere Zwischenfälle und sind in fast allen Provinzen der
Öffentlichkeit zugänglich; die Vorstellungen werden ganz im Bewußtsein der
großen Aufgabe der Reorganisation des Volksschulwesens und der Rolle als
und der Landrat von Friedtberg fordert für die Lehrer sogar die gleichen Diäten, „welche die
Volksvertreter in Berlin erhalten" (StA Potsdam Pr.Br. Rep. 3B, II, 57/3, S. 36).
27 Vgl. Düsseldorfer Zeitung Nr. 182 (3.7.1848); vgl. auch National-Zeitung Nr. 88 (1.7.1848)
Beiblatt; Vossische Zeitung Nr. 151 (2.7.1848). Der Status der Volksschullehrer ist in der Ord¬
nung der Beamtenränge von 1817 nicht eindeutig definiert. Die Verordnung über die Diäten
und Reisekostenerstattungen bei Staatsbeamten vom 21.6.1825 sieht unter C. IV. auch die Leh¬
rer an Elementar- oder gemeinen Bürgerschulen als Empfänger vor. Diese Verordnung wird
nun durch den Allerhöchsten Erlaß vom 10.6.1848 ersetzt. Danach gehören die Volksschulleh¬
rer nicht zu den Beamten der ersten fünf Rangstufen, sondern zu den geringeren Beamten bei
untergeordneten Behörden. Sie stehen aber zugleich über den Unterbeamten. Nach dem Erlaß
vom 10.6.1848 gilt die Erhöhung der Diäten von 20 sgr. auf 1 Th. neben den Volksschullehrern
u.a. für folgende Beamte: Assistenten, Dolmetscher und Protokollführer der Subalternbüros;
Aktuarien und Registratoren bei kleinen Gerichten; Proviants-, Montierungsdepot-, Trainde¬
pot-Assistenten; Revier- oder Spezial-Aufseher bei einer Gamisons- oder Lazarettverwaltung;
Backmeister; Modellinspektor; Steuerassistenten, Kreiskassenassistenten, Grenz- oder Steter¬
aufseher. Mit der Erhöhung auf 1 Th. erreichen die Volksschullehrer eine Stufe, die vorher u. a.
folgende Beamte innehatten: Polizeiinspektoren, Polizeikommissarii, Kreissekretäre, Sekretä¬
re, Gerichtsschreiber, Rendanten, Kalkulatoren, Registratoren, Kanzleivorsteher, Journalisten,
Aktuarien bei Inquisitoriaten und kollegialisch verfaßten Untergerichten, Militär-Verwal¬
tungskontrolleure, unselbständige Inspektoren, Expedienten, Kalkulatoren und Expedienten
bei Gamisons- und Lazarettverwaltungen, Buchhalter, Kassierer, Warenrevisoren, Haupt¬
amtsassistenten, Unter-, Steuer- oder Nebenzollamtsbeamte, Kondukteure, Kreistierärzte,
Kreiswundärzte (Gesetz-Sammlung für die Königlich Preußischen Staaten 1825, S. 163-170;
ebd. 1848,8.151-153).
28 Der Satz für Superintendenten etc. wurde mit dem Erlaß vom 10.6.1848 auf 2. Th. 15 sgr. ange¬
hoben (Gesetz-Sammlung für die Königlich Preußischen Staaten 1848.S. 151-153). Der Betrag
von 1 Thaler, der schließlich allgemein bewilligt wurde, schien den Liegnitzer Lehrern aber
doch zu kostbar, um ihn der Staatskasse zu überlassen. Um zugleich ihren Widerspruch gegen
die amtliche Regelung zu dokumentieren, wurden ihre Deputierten angewiesen, das Tagegeld
nicht in Empfang zu nehmen; der Thaler wird für die Mitglieder der Kreiskonferenzen be¬
stimmt, die ihn für mildtätige Zwecke verwenden sollen. Das Tagegeld für ihre Deputierten
hingegen zahlten die Lehrer selbst (vgl. Breslauer Zeitung Nr. 207 [5.9.1848] 1. Beilage,
S. 2210).
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Sprecher aller Volksschullehrer vorgetragen, und auch der festliche Abschluß
fehlt nicht. Dennoch hatten die Deputierten besonders der Öffentlichkeit ge¬
genüber einen schweren Stand. Der „Petitionssturm" hatte eine beachtliche
Flut von Eingaben gegen die Vorstellungen der Lehrer ergeben. Die seit dem
1. Juni 1848 erscheinende Neue Preußische Zeitung, das Organ der Reaktion,
agitierte kräftig gegen die Lehrer. Die allgemeine politische Lage hatte den re¬
volutionären Schwung verloren und sich merklich abgekühlt, und mit der „Re¬
volutionsmüdigkeit" erhob sich auch lautstark der Ruf nach Ordnung, Sicher¬
heit und Wiederherstellung stabiler, berechenbarer Verhältnisse.
Massive Angriffe auf die Lehrer werden nicht nur von konservativ-reaktio¬
närer Seite vorgetragen, auch die liberale Presse trägt ihren Teil dazu bei. Selbst
die von Diesterweg mitherausgegebene National-Zeitung (vgl. Koszyk 1990)
schreibt Anfang September: „Die gefaßten Beschlüsse täuschen freilich unsre
großen Hoffnungen sehr ... Vor Allem war es wohl die Furcht vor den Hierar¬
chen aller Bekenntnisse und dem von ihnen aufgehetzten großen Haufen, so wie
die vorwiegende Sorge für das materielle Wohl der Lehrer ... was die Versamm¬
lung das wahre Wohl der Schule als Volkserziehungsanstalt etwas zu sehr hat aus
den Augen setzen lassen" (National-Zeitung Nr. 155 [8.9.1848]).
3.2 Die höheren Lehrer
Für das höhere Schulwesen war die Notwendigkeit von grundlegenden Struk¬
turveränderungen, insbesondere eine Neubestimmung des Verhältnisses von
realistischer und humanistischer Bildung, von Realschulen und Gymnasien,
schon Jahre vor der Revolution intensiv diskutiert worden. Mitte Mai 1848 legt
deshalb der Geheime Rat Kortüm dem neuen Kultusminister von Schwerin
einen ausführlichen, zusammenfassenden Lagebericht über das höhere Schul¬
wesen vor.29 Wohl im Vertrauen auf die staatsloyale Haltung der höheren Lehrer
stellt er - ganz im Stil der „alten" Zeit - Mitglieder für eine Kommission zusam¬
men, die die Reorganisation des höheren Schulwesens beraten soll.30 Zugleich
werden am 8.6,1848 die einzelnen Lehrerkollegien aufgefordert, zu Beratungen
zusammenzutreten und ihre Ergebnisse schriftlich einzureichen.31
Von nahezu allen höheren Lehrern wird das vom Ministerium angeordnete
Verfahren heftigst kritisiert und abgewehrt; es sei „eine Anomalie in jetziger
Zeit".32 Die entscheidende und allgemeine Kritik gilt der den „neuen" Zeitver¬
hältnissen inadäquaten Form der Repräsentation. Die höheren Lehrer sprechen
von „Mißtrauen"33, betrachten die Kommission „als eine Versammlung zur In-
29 GSTA, Rep. 76, VI,Sect. l,Gen. z,Nr. 63,vol. I,S. 1-15.
30 GSTA, Rep. 76, VI, Sect. 1, Gen. z, Nr. 63, vol. I, S. 16-24. Kapp befand sich zunächst nicht auf
der Teilnehmerliste, erscheint dann aber auf der zweiten Vorlage, die schließlich auch an die
Kommissionsmitglieder, die Regierungen, Provinzialschulkollegien und die höheren Schulen
abgeht.
31 GSTA, Rep. 76, VI,Sect. 1, Gen. z,Nr. 63, vol. I,S. 24.
32 So das Kollegium der höheren Bürgerschule Küstrin am 20.6.1848 (GSTA,Rep. 76, VI,Sect. 1,
Gen. z, Nr. 63, vol. LS. 107).
33 So z.B. der Direktor des Gymnasiums in Bromberg, Deinhardt, am 18.6.1848 (GSTA.Rep. 76,
VI, Sect. 1, Gen. z, Nr. 63, vol. I, S. 79).
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formation der Behörden, nicht aber als eine Repräsentation der Wünsche und
Ansichten des Lehrerstandes in seiner Gesammtheit".34 Sie fordern freie Wah¬
len unter den höheren Lehrern - unter ausdrücklicher Berufung auf die niede¬
ren Lehrer, die dieses Recht bereits erhalten hätten.33 Unterstützung finden die
höheren Lehrer auch in der Presse, besonders seitens der National-Zeitung, und
bei Mitgliedern der preußischen Nationalversammlung.36
Nur einzelne vertreten Vota, die außer dem Repräsentationsanspruch der
Profession die Interessen der informierten Öffentlichkeit sehen und zur Vermei¬
dung von „Einseitigkeiten" auch die Zuziehung von Nichtlehrern, „besonders
intelligente Männer aus anderen Ständen ..., namentlich einige Universitätspro¬
fessoren, auch Geistliche, Juristen, Ärzte usw." fordern.37 Weitgehend unbeach¬
tet bleibt auch die Anregung von Witt, Hanow, Stein und Elsner, zwischen
höheren Lehrern und Mitgliedern der preußischen Nationalversammlung eine
gleichmäßige Verteilung von „Laien" und „Fachmännern" zu erreichen, notfalls
durch Halbierung der Zahl der Lehrer (vgl. National-Zeitung Nr. 91 [4.7.1848]
Beiblatt). Solche Vorschläge und Überlegungen findenweder beim Ministerium
noch bei höheren Lehrern Beachtung. Amtscharakter und Professionszugehö¬
rigkeit gelten als unbefragte Voraussetzung für die Teilnahme an den Beratun¬
gen. Der neue Kultusminister Ladenberg reagiert auf die Proteste der Lehrer,
indem er die bereits eingeladene Kommission wieder auslädt und mit Reskript
vom 3.7.1848 die Wahl von Deputierten anordnet.38 Dem Minister fehlen aller¬
dings Informationen über die vielen unterschiedlichen Schultypen in den einzel¬
nen Provinzen und deren Berechtigungen und Lektionspläne, um einen legiti¬
mationsfähigen Wahl- und Repräsentationsmodus festlegen zu können. Er muß
sich diese Informationen auf dem Amtswege erst beschaffen.39 Währenddessen
beginnen die Lehrer das Beteiligungsproblem zu diskutieren.
34 Das Kollegium der höheren Bürgerschule in Siegen am 1.7.1848 (GSTA.Rep. 76, VI,Sect. 1,
Gen. z, Nr. 63, vol. I,S. 109).
35 Auf die Vielzahl von Protesten, Forderungen und Bemerkungen sowohl zur Zusammensetzung
der Kommission als auch zu freien Wahlen kann hier im einzelnen nicht eingegangen und hin¬
gewiesen werden. Sie finden sich für die Zentralbehörde in Mengen und aus allen Provinzen
Preußens im GSTA, Rep. 76, VI, Sect, 1, Gen. z, Nr. 63, vol. I.
36 Vgl. GSTA, Rep. 76, VI, Sect. 1, Gen. z, Nr. 63, vol. I, S. 133; National-Zeitung Nr. 86 (29.6.
1848) Beiblatt.
37 So der Direktor des Gymnasiums in Bromberg, Deinhardt, am 18.6.1848. Er fügt hinzu: „Die¬
se Maaßregel wäre gewiß geeignet, aller Einseitigkeit, zu welcher das bloße Standesinteresse
gar zu leicht hinführt, das nöthige Gegengewicht zu geben und die Verhandlungen in der wün-
schenswerthen Allgemeinheit zu halten." (GSTA, Rep. 76, VI, Sect. 1, Gen. z, Nr. 63, vol. I,
S. 80).
38 Schon am 31.5.1848 hatte Ladenberg vor der Einberufung einer Kommission gewarnt und als
angemessenen Modus für die „neue" Zeit die Wahl empfohlen (vgl. GSTA.Rep. 76, VI,Sect. 1,
Gen. z,Nr. 63, vol. LS. 17).
39 Erlaß an die Provinzialbehörden vom 11.8.1848: „Zur Vorbereitung einer neuen Schulgesetz¬
gebung bedarf das Ministerium in Betreff der zu Entlassungs-Prüfungen berechtigten höheren
Bürgerschulen und derjenigen öffentlichen Schulen, welche zwischen diesen und zwischen den
Gymnasien einerseits und den allgemeinen Elementar- und niederen Bürgerschulen anderer¬
seits stehen und den Unterricht in den beiden alten resp. der lateinischen allein oder in den
neueren Sprachen in ihrem Lectionsplan aufgenommen haben, näherer Notizen, wie sie aus
den diesseitigen Akten entweder gar nicht oder nur unvollständig entnommen werden kön¬
nen." (GSTA, Rep. 76, VI, Sect. l.Gen. z,Nr. 63, vol. 1,S. 185).
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Real- und Bürgerschulen 2. Ordnung, Stadtschulen, Töchterschulen etc.
fürchten, „daß die hohe Staatsbehörde die An- und Absicht habe, Schulen dieser
Art den Elementarschulen, also den niederen und nicht den höheren Volksschu¬
len (sie!) zuzuzählen".40 Sie hätten sich „als selbstständige Anstalten ... factisch
und gänzlich von den Elementarschulen losgetrennt", das Lehrpersonal sei wis¬
senschaftlich gebildet und geprüft. Abgesehen von der Entlassungsprüfung ent¬
spreche der Unterricht „nach Inhalt, Methode und Zweck" ganz dem der höhe¬
ren Bürgerschulen 1. Ordnung; nicht nur sie selbst, auch die Öffentlichkeit,
Kollegen und Behörden würden sie dem höheren Schulwesen zuordnen, und
„es kann wol nichts gewisser sein als das, daß das veränderte Staatsleben eine
noch größere Anzahl solcher Mittelschulen ... in nächster Zukunft erforderlich
machen wird". Ihre Leistung entspreche darüber hinaus ganz der - von den
Beratungen der Elementarlehrer ausgenommenen - Progymnasien: „Was die
Progymnasien den Gymnasien sind, das sind die Real- und Bürgerschulen 2ten
Ranges den Real- und Bürgerschulen lten Ranges." Auch die Aufsichtsfrage sei
anders geregelt als die „der gewöhnlichen Schulpfleger", und falls - was zu
erwarten und zu wünschen sei - der Staat die Aufsicht über das Elementar¬
schulwesen in die Hände der Elementarlehrer lege, er aber weiterhin die „Mit¬
telschulen" zu den niederen Schulen rechne -, würden diese „in den eigenthüm-
lichen Fall kommen, von einem Elementarlehrer beaufsichtigt zu werden".41
Mit solchen Aspirationen und Argumenten für die Anerkennung als höhere
Schulen verbinden sich jedoch auch massive Ängste vor dem beruflichen und
sozialen Abstieg. „Von der Anerkennung der Schule aber hängt die der Lehrer
ab. Gehört die Elisabethschule nur zu den niedern Lehranstalten, so ist auch
über das sociale Leben der Lehrer und alle ihre öffentlichen und privaten Ver¬
hältnisse entschieden. Dem Publicum erscheinen sie als Männer des Ranges, den
ihre Schule einnimmt." Aber nicht nur ihre Stellung in der Öffentlichkeit, auch
die zu ihren Kollegen an Gymnasien und Realschulen, mit denen sie frei und
kollegialisch verkehrten, wäre zutiefst bedroht. Würden sie nun „den Lehrern
der niedern Schulen zugeordnet, haben sie jene Freiheit nicht, so ist ihre Verbin¬
dung nicht mehr die gleichberechtigter Lehrer; sie treten vielmehr hinter die
übrigen alle zurück und werden nichts anderes sich übrig bleiben sehen, als das
drückende Bewußtsein, unter jene gestellt zu sein, in sich tragend, wie mit ihnen
in näherer Verbindung zu erscheinen. Die ganze Basis ihrer bisherigen Existenz
ist plötzlich aufgehoben." Schon deshalb gäbe es keinen Grund, ihre „Anstalt zu
den niederen hinabzudrücken und den Elementarschulen beizugesellen"42.
Solche Probleme, die durch die Frage der Beteiligung an den Beratungen
und damit der Anerkennung als höhere Lehrer hervorgerufen werden, betref¬
fen jedoch nicht nur die Lehrer an Real- und Bürgerschulen 2. Ordnung, an
Stadtschulen, Töchterschulen usw. Ebenso fürchten Lehrer an Progymnasien,
40 So z.B. die höheren Bürgerschulen 2. Ordnung in Mühlheim und Solingen am 19.6.1848
(S. 43-45) oder in Eupen am 22.6.1848 (S. 51-54) mit inhaltlich und in einzelnen Textpassagen
identischem Text (vgl. HStA Koblenz 403/10393; Zitate auf S. 43 ff.).
41 Bürgerschulen 2. Ordnung in Mühlheim, Solingen, Eupen. In: HStA Koblenz 403/10393, S. 45,
44,54.
42 So Ranke,Direktor der Königlichen Elisabethschule (höhere Töchterschule), an das Provinzi-
alschulkollegium der Provinz Brandenburg (StA Potsdam, Pr.Br., Rep. 34, Nr. 554, S. 24f.).
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aber auch Kandidaten des höheren Lehramts, Lehrer an unteren Klassen, tech¬
nische Lehrer und Hilfslehrer, nicht an den Beratungen des höheren Schulwe¬
sens beteiligt zu werden.43
Es sind aber nicht nur Interessen der Inclusion und Aufwertung, die vorge¬
tragen werden. Auch die Unterschiede innerhalb und zwischen den Kerninstitu¬
tionen des höheren Schulwesens, den Gymnasien und den höheren Bürger- oder
Realschulen 1. Ordnung, begründen Separierungsinteressen.44 „Gymnasien und
höhere Bürgerschulen sind in ihren Prinzipien und in ihren Zwecken so ver¬
schieden, daß eine gemeinsame Berathung über die künftige Einrichtung beider
Anstalten, besonders wenn die Vertreter der Bürgerschulen in der Minorität
sind, keinen günstigen Erfolg verspricht."45 Deshalb fordert das Kollegium der
höheren Bürgerschule in Königsberg einhellig, „daß die Interessen der höheren
Bürgerschule zwar im Zusammenhang mit dem gesammten Schulwesen, aber
doch gesondert von dem der Gymnasien in sorgfältige Erwägung und Bera¬
thung gezogen werden möge".46
Bei solcher „fieberhaften Aufregung" weist das ProvinzialschulkoUegium in
Koblenz den Kultusminister eindringlich auf die Gefahren der Autonomiebe¬
strebungen der höheren Lehrer hin, die versuchten, den ihnen zugewiesenen
Gestaltungsbereich mit selbstdefiniertem Kompetenzanspruch zu überschrei¬
ten: „Manche Lehrer scheinen ... in der Meinung zu stehen, die Gestaltung des
Schulsystems sey nicht sowohl eine Angelegenheit der ganzen Nation,insonder¬
heit der Familienväter, als eine Sache der Lehrer ... Eine Professorokratie, um
mich dieses Ausdrucks zu bedienen, scheint von mehren für das Schulwesen
statt der bisherigen Bureaucratie erwartet zu werden."47
Die vom Ministerium am 11.8.1848 eingeforderten Nachweise über die ver¬
schiedenen Schulen und Schultypen in den einzelnen Provinzen waren noch
nicht eingegangen. Deshalb legt sich Ladenberg, am 24.8.1848, fast zwei Mona¬
te nachdem eine Wahl angekündigt worden war, nun auf den Wahlmodus fest.
Er gliedert dabei das gesamte höhere Schulwesen in den traditionellen „huma¬
nistischen" (A = Gymnasien) und den „realistischen" (B = höhere Real- und
Bürgerschulen) Bereich, und unterscheidet innerhalb dieser Bereiche zwischen
zwei Rangstufen (a = Erster und b = Zweiter Ordnung). Wahlberechtigt sind
demnach „alle öffentlichen höheren Lehranstalten nach folgenden beiden Ka¬
tegorien":
43 So etwa das Progymnasium in Roeßel am 4.8.1848 (vgl. GSTA, Rep. 76, VI,Sect. 1, Gen. z.Nr.
63, vol. I, S. 196) oder alle acht Progymnasien Westfalens in einer gemeinschaftlichen Adresse
am 10.7.1848 (vgl. GSTA, Rep. 76, VI, Sect. l.Gen. z, Nr. 63, vol. I,S. 171-172).
44 Standes- und bildungspolitische Kontroversen zwischen Gymnasial- und Realschullehrern
entwickeln sich - auch ablesbar an der Gründung des Vereins der Realschulmänner 1843 -
schon seit Ende der 30er Jahre (vgl. Tenorth 1987, S. 261 f.; für die Vereinsentwicklung Mül-
ler-Rolli 1989, allerdings ohne Bezug auf die Revolutionsjahre; zum Prozeß der Schultypen¬
differenzierung in regionalgeschichtlicher Perspektive Herrmann 1991).
45 Kollegium der höheren Bürgerschule in Königsberg (GSTA, Rep. 76, VI, Sect. 1, Gen. z, Nr. 63,
vol.I.S. 94).
46 GSTA, Rep. 76, VI,Sect. l,Gen.z,Nr. 63, vol. I.S. 94.
47 So das ProvinzialschulkoUegium in einer bereits vom 22.6.1848 datierten Mitteilung an den
Kultusminister (vgl. HStA Koblenz,405/540, S. 77). Der letzte Satz des Zitats ist im Entwurf des
Briefes durchgestrichen und hat damit auch den Kultusminister nicht erreicht.
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„A a, die Gymnasien, b, die Progymnasien und solche Anstalten, welche den Lectionsplan der
unteren resp mittleren Klassen der Gymnasien zum Grunde legen, B a, die zur Abhaltung von
Entlassungsprufungen berechtigten höheren Burger- und Realschulen, b, die mit diesem Recht
nicht versehenen höheren Burger- und Stadtschulen, Rectorate und solche Anstalten, welche den
Lectionsplan der unteren und mittleren Klassen der vollständigen höheren Burgerschulen zum
Grunde legen und in welchen, was für sammtliche hier ad b erwähnten Schulen gilt, entweder im
Lateinischen oder im Franzosischen oder in beiden Sprachen öffentlicher Unterricht ertheilt wird
Die mit den Schulen A und B etwa verbundenen Vorschulen und Elementarklassen sowie die an
denselben angestellten Lehrer bleiben von der Berücksichtigung ausgeschlossen
"
Die Zuordnung
habe im Zweifelsfalle die Regierung selbst vorzunehmen
48
Auch dieser Erlaß wird erneut Anlaß zu massiven Protesten. Die Teilnehmer-
zahl sei mit 31 zu gering; die Verpflichtung, einen Direktor wählen zu müssen,
entmündige erneut die Lehrer - und auch die Presse kritisiert die Einschrän¬
kungen mit der Frage: „will man denn die Lehrer der höheren Unterrichtsan¬
stalten in engeren Schuhen, als die Elementar- und Volkslehrer, zur Reform
kommen lassen?" (National-Zeitung Nr. 147 [31.8 1848])
Die Trennung der Anstalten und Lehrer in die Kategorien A und B für die
Wahl selbst wird - abgesehen von wenigen Ausnahmen, die ihre Aufhebung
fordern, unter ihnen Kapp - nicht problematisiert. Daß die Deputierten beider
Anstaltstypen aber gemeinsam beraten sollen, stoßt auf einigen Widerspruch.
Erneut flammt auch die Diskussion unter denjenigen Anstalten und
Lehrergruppen auf, die sich in den b-Kategorien nicht eindeutig definiert sehen
und die ihr Wahlrecht einfordern, auch um sich „nach unten" abzugrenzen. In
einer gemeinsamen Adresse fordern die Lehrer der höheren Töchterschulen
von Magdeburg, Nordhausen, Halberstadt und Halle deshalb ihre Wahlberech¬
tigung und Anerkennung als höhere Schule, weil „die höhere Tochterschule in
ihrer ganzen Organisation und in ihrem Ziele von der gewöhnlichen Volksschu¬
le durchaus gesondert dasteht".49 Es geht den Lehrern dabei aber nicht nur um
die selbständige Darstellung ihrer Schulen, sondern insbesondere um die Erhal¬
tung des Zusammenhangs von Burgerschulen niederen und höheren Rangs.
Denn dadurch werden auch die niederen Burgerschulen als Schulen eines höhe¬
ren Ranges definiert und „nach unten" von den Elementarschulen abgesetzt.
Die Lehrer der niederen Knabenschule m Langenberg erwarten deshalb, „daß
unseren wissenschaftlichen Lehranstalten eine klare organische Stellung, wenig¬
stens eine solche angewiesen werde, die sie vor Verwechslung mit Elementar¬
schulen sichert".50
ZuordnungsSchwierigkeiten melden auch die Provinzialbehorden: „Die Un¬
terschiede zwischen den verschiedenen Arten der Bürgerschulen stehen ...
nicht so fest, daß mit völliger Sicherheit das Verhältniß derselben zu den eigent¬
lichen Real- und zu Entlassungsprufungen berechtigten Schulen angegeben
werden kann."51 Den Provinzialschulkollegien stellt sich angesichts dieses Di¬
lemmas die Frage, „ob wir alle Stadtschulen, die sich von niederen Burger- und
Elementarschulen nur durch den Umstand unterscheiden, daß ein studirter
48 GSTA.Rep 76, VI,Sect. l,Gen. z,Nr. 63,vol I,S 206
49 GSTA.Rep 76, VI,Sect l.Gen z,Nr 63,vol. II,S 54.
50 Niedere Knabenschule in Langenberg [Rheinprovinz] (GSTA, Rep 76, VI, Sect 1, Gen z,
Nr. 63, vol. II, S 54)
51 So die Regierung Frankfurt an der Oder an das ProvinzialschulkoUegium der Provinz Bran¬
denburg (StA Potsdam, PrBr., Rep 34, Nr 554, S 87)
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Rector in der oberen Klasse mit einigen Knaben Latein oder Französisch treibt,
zu der in dem hohen Rescript angegebenen Kategorie B. b. rechnen, die densel¬
ben sonst gleichstehenden Stadtschulen ohne solche Rectoren und fremd¬
sprachliche Lehrstunden aber ausschließen sollen".52 Dabei wird auch auf die
ca. 100 allgemeinen Stadtschulen der Provinz verwiesen, deren Lehrer zwar
schon bei den Konferenzen der Elementarlehrer teilgenommen hätten, aber
„deren Lehrplan dem der höheren Bürgerschule sich näher als dem der Gymna¬
sien anschließt". Diese Stadtschulen unterschieden sich von den Elementar¬
schulen „dadurch, daß sie einen wissenschaftlichen Unterricht, in der Raumleh¬
re, Geschichte, Geographie, Naturkunde in den Unterrichtsplan aufnehmen,
eine fremde Sprache - entweder die lateinische oder französische - lehren, und
in den volkstümlichen Theil unserer classischen Litteratur einführen".53 Ob¬
wohl manchmal der Anspruch der Schulen nicht unbedingt der Realität entspre¬
che, erfüllten doch manche dieser niederen Bürgerschulen wenigstens in Teilen
den Erlaß des Ministeriums - „ganz unberücksichtigt konnten wir dieselben
nicht lassen", zumal das Kriterium der Übereinstimmung des Lektionsplanes in
den unteren und mittleren Klassen der vollständigen höheren Schulen nicht
überzeugend sei. Über die Wahlberechtigung der Lehrer könne anhand dieses
Kriteriums schon deswegen „nicht mit Bestimmtheit geurtheilt werden ..., weil
es einen solchen allgemein als Norm vorgeschriebenen Lectionsplan nicht
giebt".54
Solche Zuordnungsprobleme der Behörden unterstützen das Interesse der
Lehrer an niederen Bürgerschulen an ihrer Beteiligung an den Wahlen für die
höheren Lehrer. Die höheren Bürgerschullehrer sind hingegen an der Ausgren¬
zung der Lehrer an niederen Bürgerschulen interessiert. Sie fürchteten, bei den
Wahlen von ihren „niederen" Kollegen majorisiert zu werden. Der Schlesische
Provinzialverein für das höhere Schulwesen hatte deshalb bereits am 3.9.1848
die Einführung einer Kategorie C für die niederen Bürgerschulen gefordert.55
Als der Minister diesen Wunsch ablehnt, spricht der Verein die Bedenken der
höheren Bürgerschullehrer mit aller Deutlichkeit aus: „Sollten die Königlichen
Regierungen in Breslau und Oppeln nach gleichen Grundsätzen (wie die Regie¬
rung zu Liegnitz, E. K.) verfahren, so ist es wohl unzweifelhaft, daß diese Anstal¬
ten die wenigen vollständigen Realschulen der Provinz ganz überstimmen wer¬
den." Als Begründung für solche wahltaktischen Überlegungen dient die
Inkompetenz dieser Lehrer sowie die mangelhafte Leistung ihrer Schulen. Es
„sind fast alle Lehrer jener Stadtschulen ... Theologen oder haben nur Seminar¬
bildung genossen. Sie können daher nicht befähigt sein, das Wesen und die In¬
teressen der höheren Unterrichtsanstalten zu beurtheilen."56 Auch in das soziale
52 So die Regierung von Schlesien, Breslau 30.8.1848 (GSTA, Rep. 76, VI, Sect. 1, Gen. z, Nr. 63,
vol. II, S. 17).
53 ProvinzialschulkoUegium der Provinz Preußen, Königsberg 5.9.1848 (GSTA, Rep. 76, VI, Sect.
1, Gen. z, Nr. 63, vol. II, S. 24).
54 Regierung Frankfurt an der Oder an das ProvinzialschulkoUegium der Provinz Brandenburg
(StA Potsdam Pr.Br., Rep. 34, Nr. 554, S. 87).
55 GSTA, Rep. 76, VI, Sect. l.Gen. z,Nr. 63,vol. II,S. 12-13.
56 Komitee des Schlesischen Provmzialvereins für das höhere Schulwesen, Breslau 20.9.1848
(GSTA, Rep. 76, VI, Sect. 1, Gen. z, Nr. 63, vol. II, S. 127; vgl. auch Breslauer Zeitung Nr. 220
[20.9.1848] Beilage S. 2336).
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Umfeld der höheren Bürgerschullehrer seien sie nicht integriert und in keiner
Weise „mit den Persönlichkeiten unserer höheren Bürgerschulen bekannt".
Sollte dem Minister überhaupt eine Vertretung dieser Anstalten im Bereich des
höheren Schulwesens als nötig erscheinen, so müßten „A die Gymnasien, B die
höheren Bürger- und Realschulen, C die über die Volksschule hinausgehenden
Stadtschulen" berücksichtigt werden. Dieser Vorschlag zur Dreiteilung des hö¬
heren Schulwesens unterstellt aber zugleich dessen hierarchische Ordnung. Aus
der Perspektive der Real- und höheren Bürgerschulen erscheint diese allerdings
nicht in drei, sondern in zwei Dimensionen: „nur bei scharfer Sonderung des
höheren Schulwesens (A und B) von dem niederen läßt sich jenes durch freie
Wahl vertreten".57 Mit der Ausgrenzung des „niederen" höheren Schulwesens
verfechten und stützen die Real- und höheren Bürgerschulen ihren Anspruch
auf Gleichberechtigung und Gleichstellung mit den Gymnasien.
Schon im Wahlschlüssel findet dieser Gleichstellungsanspruch keine Ent¬
sprechung; die Gymnasiallehrer sind weit in der Überzahl. Deshalb lehnen eine
Reihe von Real- und höheren Bürgerschullehrern nicht nur eine gemeinsame
Beratung mit den „niederen" Bürgerschullehrern, sondern auch mit den Gym¬
nasiallehrern ab. Wenigstens sei die gleiche Anzahl von Vertretern beider Schul¬
typen erforderlich58, um nicht von den Gymnasiallehrern majorisiert zu werden.
Die Gymnasiallehrer sehen sich von solchen Problemen relativ unbelastet, hat
doch das „Wahlreskript" des Ministers ihre traditionell starke Position59 gefe¬
stigt. Ihre Abgrenzungsbemühungen gegenüber den Realschulen können des¬
halb auch auf wahltaktische Überlegungen verzichten. Sie konzentrieren sich
auf die Lektionspläne und den inhaltlich-philologisch geführten Kampf um die
Erhaltung und Dominanz einer „humanistischen" und „klassischen" Bildung.
Dieses Muster der aus- und eingrenzenden Differenzierungen, Hierarchisie-
rungen und Beteiligungsansprüche ließe sich weiter facettieren: Landlehrer ge¬
gen Stadtlehrer, katholische Lehrer (in den Westprovinzen) gegen evangelische,
deutsche gegen polnische (Posen),Kandidaten und Hilfslehrer gegen „ordentli¬
che" Lehrer etc. Festzuhalten bleibt, daß die Lehrer - induziert durch admini¬
strative Rahmenvorgaben - erneut beginnen, für sich und ihre Schulen die
Rang- und Berechtigungsverhältnisse, die Differenzen und Wertigkeiten der un¬
terschiedlichen Schultypen zu diskutieren. Sie streiten sich um die Grenzen des¬
sen, was noch den Namen einer „höheren" Schule tragen darf, und leisten die
Feindifferenzierung und -hierarchisierung innerhalb des höheren Schulwesens
nun selbst. Die Stellung ihres Standes definieren sie über die Stellung ihrer
Schulen.
57 So der Direktor der höheren Bürgerschule in Breslau, als Mitglied der ursprünglich einzuberu¬
fenden Kommission vorgesehen und selbst Komiteemitglied des Schlesischen Provinzialverei-
nes für das höhere Schulwesen, am 5.9.1848 an den Kultusminister (GSTA, Rep. 76, VI, Sect. 1,
Gen. z, Nr. 63, vol. II, S. 43 f.).
58 Kollegium der Realschule Nordhausen am 14.9.1848 (GSTA, Rep.76, VI, Sect. 1, Gen.z,
Nr. 63, vol. II, S. 60). Der Wunsch nach Erhöhung der Abgeordnetenzahl wird von vielen Real-
und höheren Bürgerschullehrern, aber auch von Gymnasiallehrern vorgetragen (vgl. GSTA,
Rep. 76,VI,Sect.l,Gen.z,Nr.63,vol. II,S. 50,73,91,100).
59 Zum Vergleich der materiellen und sozialen Lage der höheren Lehrer und der Elementarleh¬
rer siehe Deppisch/Meisinger (1992),S. 88ff., 135ff.,289f.
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4. Die Konsequenzen
Lange nach dem Verfassungsoktroy, lange nachdem die reaktionären Kräfte
sich formiert und stabilisiert hatten, und lange nach den Disziplinarverfügungen
des Innen- und des Kultusministeriums an seine Beamten und Lehrer setzt La¬
denberg den Beginn der „Verhandlungen" auf Mitte April 1849 fest. Die Dele¬
gierten diskutieren eine inhaltlich weitgehend entschärfte Ministerialvorlage,
die vorgibt, die vielfältigen Vorschläge der höheren Lehrer zusammenzufassen.
Den Duktus der Verhandlungen unter dem Vorsitz des Geheimen Regierungs¬
rats Kortüm skizziert G. Lüttgert (1924, S. 262) durchaus zutreffend, wenn er -
allerdings im wohlwollenden Sinne-bescheinigt,daß „von eigentlicher Opposi¬
tion und Angriffsstimmung gegen die Staatsregierung oder von leidenschaftli¬
chen Vorwürfen gegen die bisherige Schulverwaltung - nicht die Rede" sein
könne. Auch die Ergebnisse der Verhandlungen decken sich weitgehend - bis in
wörtliche Übernahmen hinein -mit der ministeriellen Vorlage. 1849 wurden die
umfangreichen Verhandlungsprotokolle und Beschlüsse veröffentlicht; bil¬
dungspolitisch blieben sie jedoch weitgehend folgenlos.
Man wird es als einen Beleg für die fortschreitende bildungspolitische Ent-
thematisierung und Domestizierung im Amte interpretieren dürfen (vgl. Kei-
ner/Tenorth 1981), wenn die höheren Lehrer 60 Jahre später die Ergebnisse
dieser Verhandlungen als leuchtenden Markstein und programmatisches Vor¬
bild feiern: „Eigentlich alle wesentlichen Forderungen unseres Standes sind be¬
reits auf der Schulkonferenz des Jahres 1849 ausgesprochen worden." (Wermb-
ter 1911, S. 669) „Wieviel Sorgen, wieviel Mühen und Arbeit um mehr oder
minder materielle, äußere Dinge wären unserem Stande erspart geblieben,
wenn es ... vor nunmehr mehr als 60 Jahren ... zur Verwirklichung dieser Be¬
schlüsse gekommen wäre." (ebd., S. 688)
Auch wenn man geneigt ist, solche Prozesse der Entthematisierung als Mah¬
nungen in die gegenwärtigen bildungspolitischen Diskussionen einzubringen,
wäre es verfehlt, sie als Defekt der Systembildung oder der Professionalisierung
zu interpretieren. Sie ergeben sich als Folgen der staatsabhängigen Entwicklung
des Bildungssystems und der darauf bezogenen Differenzierung, Hierarchisie¬
rung und Professionalisierung seiner Lehrer. Davon weitgehend entkoppelt
können die Programme und Entwürfe eines demokratischen, egalitären und öf¬
fentlichen Bildungssystems, wie sie von den Lehrern in der Revolution 1848/49
vorgetragen wurden, als Folie fungieren, die es ermöglicht - nicht nur trotz, son¬
dern auch wegen aller sozialhistorisch identifizierbaren Engführungen -, die hi¬
storisch denkbaren Alternativen zu (re-)formulieren. In bildungspolitischer
Hinsicht sind sie ein noch einzulösendes Versprechen und implizieren erneut die
Aufforderung zur Reform. In erziehungswissenschaftlicher Perspektive kann
die Analyse der nicht-intendierten Folgen einer vom Programm entkoppelten
Praxis der Systembildung zur Ernüchterung, vielleicht auch zu gesteigerter Re¬
flexivität beitragen. Ein Garant für eine bessere Praxis ist sie nicht.
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Abstract
The article focusses not on the demands and programs of the teachers but, rather, on the education-
al-policy debates which, in 1848, determined the character of the consultations concerning the reor-
ganization of the Prussion educational system. The search for a legitimate procedure which would
allow the Cooperation of all teachers in the debates of 1848 contributed decisively.thus the author's
thesis, to a hierarchically differentiated Classification of teaching types. Taking into consideration
the teacher's wish to cooperated,the state's attempts to exert control, and the critical comments by
the public press, the author shows how, in 1848, the hierarchization of the teacher categories was
prepared parallel to that ofthe educational system.
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